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Drucksache V/4344 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik 

(8. Ausschuß) 

über den vorläufigen Bericht der Kommission zur Untersuchung 
der Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz von Presseunter- 
nehmen und der Folgen der Konzentration für die Meinungs- 
freiheit in der Bundesrepublik Deutschland (Pressekommission) 
mit den Empfehlungen für Soforthilfemaßnahmen, sowie die 
Stellungnahme der Bundesregierung zu den Empfehlungen der 

Pressekommission 

— Drucksache V/2403 — 

über den Schlußbericht der Kommission zur Untersuchung der 
Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz von Presseunter- 
nehmen und der Folgen der Konzentration für die Meinungs- 
freiheit in der Bundesrepublik Deutschland (Pressekommission) 

— Drucksache V/3122 — 

über die Stellungnahme der Bundesregierung zum Schluß- 
bericht der Pressekommission 

— Drucksache V/3856 — 


A. Bericht des Abgeordneten Raffert 


Der vorläufige Bericht der Pressekommission — 
Drucksache V/2403 — wurde in der 146. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 17. Januar 1968 dem 
Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publi- 
zistik federführend, dem Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen und Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. In der 185. Sitzung am 
25. September 1968 wurde der Schlußbericht der 


Pressekommission — Drucksache V/3122 — und in 
der 224. Sitzung am 26. März 1969 die dazu vorge- 
legte Stellungnahme der Bundesregierung — Druck- 
sache V/3856 — denselben Ausschüssen unter Mit- 
beteiligung des Ausschusses für das Bundesver- 
mögen überwiesen. Der Ausschuß für Angelegenhei- 
ten der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge wurde 
gutachtlich beteiligt. 
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Der Wissenschaftsausschuß hat in zwei öffent- 
lichen Informationssitzungen am 8. Februar 1968 und 
27. Februar 1969 Vertreter der Michel- und Günther- 
Kommission, der Presseorganisationen, der berufs- 
ständischen Organisationen, der Rundfunkanstalten 
sowie Verleger und Journalisten als Sachverständige 
gehört. In der ersten öffentlichen Informationssit- 
zung haben die Sachverständigen insbesondere zu 
Fragen der Einschätzung der in den Berichten der 
Michel- und Günther-Kommission dargelegten Tat- 
bestände im Pressewesen und bei den Rundfunk- 
anstalten, der erforderlichen technologischen Insti- 
tutionen im nächsten Jahrzehnt im Pressewesen so- 
wie zu Problemen der Gesetzgebung für eine Ein- 
schränkung der Konzentration im Pressewesen Stel- 
lung genommen. In der zweiten Informationssitzung 
wurde u. a. erörtert, wie sie die Schlußempfehlungen 
der Günther-Kommission und die dazu vorgelegte 
Stellungnahme der Bundesregierung beurteilten und 
welche konkreten gesetzgeberischen Ansatzpunkte 
für den Bundestag sähen, um auf Grund der vorge- 
schlagenen Maßnahmen seitens der Kommission 
oder auf Grund der Stellungnahme der Regierung 
von seiten des Parlaments gesetzgeberisch tätig 
zu werden. 

In der Sitzung am 24. April 1969 hat der Wissen- 
schaftsausschuß unter besonderer Berücksichtigung 
der in den Informationssitzungen gewonnenen Er- 
kenntnisse einen Entschließungsantrag erarbeitet 
und den mitberatenden Ausschüssen zur Stellung- 
nahme zugeleitet. Unter Einbeziehung der von ihnen 
abgegebenen Stellungnahmen hat der Wissenschafts- 
ausschuß in der Sitzung am 3. Juni 1969 einen ein- 
stimmig beschlossenen Antrag formuliert. Sämtliche 
dazu empfohlenen Maßnahmen sind unter dem Ge- 
sichtspunkt der Wahrung der Pressefreiheit zu 
sehen. 

Bei seinen Beratungen ist der Wissenschaftsaus- 
schuß zu dem Ergebnis gekommen, den Schlußbe- 
richt der Pressekommission — Drucksache V/3122 — 
als einen wichtigen Beitrag zur Klärung der mit der 
Lage der deutschen Presse zusammenhängenden Fra- 
gen anzusehen. Er ist der Auffassung, daß dieser 
Bericht und die dazu ergangene Stellungnahme der 
Bundesregierung — Drucksache V/3856 — zur Ver- 
sachlichung der Diskussion um Presse- und Mei- 


nungsfreiheit in der Bundesrepublik geführt haben 
und geeignet sind, das Verhältnis zwischen Presse 
und Rundfunk zu entspannen. Die darin enthaltenen 
Äußerungen und Vorschläge hat der Wissenschafts- 
ausschuß bei seiner Meinungsbildung im wesent- 
lichen berücksichtigt. 


I 
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Bei der Aufforderung an die Bundesregierung, 
u. a. den von ihr angekündigten Bericht über die 
Lage von Presse und Rundfunk unverzüglich vorzu- 
legen, sowie künftig regelmäßig über die Entwick- 
lung der deutschen Presse zu berichten, geht der 
Wissenschaftsausschuß davon aus, daß die Bundes- 
regierung grundsätzlich zweimal während einer 
Legislaturperiode berichten soll, wobei der erste 
Bericht bis zum l. Januar 1970 erwartet wird. Eine 
Fusionskontrolle wird für eine der wichtigsten un- 
mittelbar anstehenden Maßnahmen gehalten. Sie 
erscheint insbesondere auch im Interesse der durch 
die Zeitungs- und Zeitschriftenverkäufe betroffenen 
Journalisten erforderlich. Wenn im Bericht der 
Pressekommission eine gesetzliche Marktanteilsbe- 
grenzung der Presseunternehmen für dringend not- 
wendig gehalten wird, so werden nach Meinung des 
Wissenschaftsausschusses keine gangbaren Wege 
hierzu aufgezeigt. Angesichts sich weiter abzeich- 
nender Konzentrationsvorgänge ist der Wissen- 
schaftsausschuß der Ansicht, daß nach realisierbaren 
Wegen für eine solche Marktanteilsbegrenzung ge- 
sucht werden sollte. Bei seinem Vorschlag zur Markt- 
anteilsbegrenzung denkt der Ausschuß z. B. an die 
Möglichkeit von ergänzenden Bestimmungen im 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, die das 
von der Pressekommission gesteckte Ziel auch auf 
andere Weise erreichen könnten. Hinsichtlich der 
vorgeschlagenen Maßnahmen bezüglich der Stellung 
und Verantwortlichkeit der Journalisten in Verlagen 
und Rundfunkanstalten hat der Wissenschaftsaus- 
schuß mit Rücksicht auf die Selbstverantwortlichkeit 
von Journalisten, Verlegern und Rundfunkanstalten 
zunächst auf eine Empfehlung für gesetzliche Rege- 
lungen verzichtet. Er beabsichtigt jedoch im Falle 
einer nicht befriedigenden Regelung des partner- 
schaftlichen Verhältnisses, solche Regelungen zu 
empfehlen. Bezüglich der Förderung der Gründung 
eines Kuratoriums für Zeitungstechnik und Zeitungs- 
wirtschaft folgt der Wissenschaftsausschuß den Vor- 
schlägen der Pressekommission und der Auffassung 
der Bunderegierung. 


Berlin, den 3. Juni 1969 


Raffert 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. eine jährliche Pressestatistik zu führen, den von 
ihr angekündigten Bericht über die Lage von 
Presse und Rundfunk unverzüglich vorzulegen 
sowie künftig regelmäßig über die Entwicklung 
der deutschen Presse zu berichten; 

2. unverzüglich den Entwurf einer gesetzlichen 
Regelung zur Fusionskontrolle einzubringen; 

3. auf die Länder einzuwirken, die Landespresse- 
gesetze so zu ergänzen, daß eine Offenlegungs- 


pflicht für die Eigentumsverhältnisse an Publika- 
tionsorganen besteht; 

4. dem Bundestag unverzüglich Vorschläge zur 
Marktanteilsbegrenzung zu unterbreiten; 

5. Maßnahmen hinsichtlich der Stellung und Ver- 
antwortlichkeit der Journalisten in Verlagen und 
Rundfunkanstalten, der Aus- und Fortbildung so- 
wie der sozialen Sicherheit der Journalisten zu 
unterstützen; 

6. die Gründung eines Kuratoriums für Zeitungs- 
technik und Zeitungswirtschaft zu fördern. 


Berlin, den 3. Juni 1969 


Der Ausschuß für Wissenschaft, 
Kulturpolitik und Publizistik 

Raffert 

Berichterstatter 


Frau Geisendörfer 

Stellv. Vorsitzende 
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